Muster: Vereinbarung mit der Beauftragten Person im Verhinderungsfall

Vereinbarung über die Tätigkeit als Beauftragte Person im Verhinderungsfall

zwischen

Praxis: _
(Psychotherapeut*in)
Anschrift: _
– nachfolgend „Psychotherapeut*in“ –
und
Name: 
Anschrift: _
– nachfolgend „Beauftragte Person“ –

§ 1 Gegenstand der Vereinbarung

(1) Die/der Psychotherapeut*in führt eine Einzelpraxis und ist nach berufsrechtlichen Vorgaben verpflichtet, für den Fall einer plötzlichen Verhinderung (z.B. durch Krankheit oder Tod) Vorsorge für ihre/seine Patientinnen zu treffen.

(2) Die Beauftragte Person erklärt sich bereit, im Verhinderungsfall als Kontaktperson für Patient*innen zur Verfügung zu stehen und die in dieser Vereinbarung beschriebenen Aufgaben zu übernehmen.

§ 2 Aufgaben der Beauftragten Person

(1) Im Verhinderungsfall (insbesondere bei plötzlicher schwerer Erkrankung, Bewusstlosigkeit oder Tod der/des Psychotherapeut*in) übernimmt die Beauftragte Person folgende Aufgaben:

Abruf der ihr zur Verfügung gestellten Liste der aktuell in Behandlung befindlichen Patient*innen (Name, Kontaktdaten, vereinbarte Kommunikationswege).
Information der Patientinnen über die Verhinderung, die voraussichtliche Dauer der Verhinderung – soweit bekannt – sowie Hinweise auf alternative Hilfsmöglichkeiten (z.B. hausärztliche Versorgung, Krisendienste, Kolleginnen). 
ggf. Anbringung eines Aushangs bzw. Pflege einer Abwesenheitsnotiz (Anrufbeantworter, E‑Mail), aus dem die Verhinderung der/des Psychotherapeut*in und die Kontaktdaten der Beauftragten Person hervorgehen. 

(2) Die Beauftragte Person nimmt nur in dem Umfang Kenntnis von Patientendaten, wie es zur Erfüllung dieser Aufgaben zwingend erforderlich ist (in der Regel Name, Kontaktdaten, vereinbarter Kommunikationsweg). 

(3) Eine Einsicht in Behandlungsunterlagen oder therapeutische Inhalte erfolgt nicht. Eine darüber hinausgehende Einsichtnahme ist nur zulässig, wenn hierzu im Einzelfall eine ausdrückliche, schriftliche Einwilligung des/der Patient*in vorliegt. 

(4) Näheres ergibt sich aus dem als Anlage beigefügten Vorsorgeplan.


§ 3 Verschwiegenheitspflicht

(1) Die Beauftragte Person verpflichtet sich, über alle ihr im Rahmen dieser Tätigkeit bekannt werdenden Informationen zum persönlichen Lebensbereich von Patient*innen – einschließlich der Tatsache der Behandlung sowie der Personalien – strengstes Stillschweigen zu bewahren. 
(2) Diese Verschwiegenheitspflicht gilt zeitlich unbeschränkt über die Beendigung dieser Vereinbarung hinaus. 
(3) Der Beauftragten Person ist bekannt, dass die unbefugte Offenbarung von Patientengeheimnissen strafbar sein kann (§ 203 StGB). Sie verpflichtet sich, Patientendaten ausschließlich zu den in § 2 beschriebenen Zwecken zu verwenden.

§ 4 Datenübermittlung und Rechtsgrundlage

(1) Die/der Psychotherapeutin wird Patientinnen im Rahmen des Behandlungsvertrages darüber informieren, dass im Verhinderungsfall eine Beauftragte Person tätig wird, und eine ausdrückliche schriftliche Einwilligung zur Weitergabe von Kontaktdaten an die Beauftragte Person einholen. 
(2) Die Beauftragte Person erhält Zugriff auf Patientendaten nur auf Grundlage dieser Einwilligung und nur im Umfang des § 2 dieser Vereinbarung.

§ 5 Vergütung

(Optionen – bitte anpassen, z.B.:)
Variante A (unentgeltlich):
Die Tätigkeit der Beauftragten Person erfolgt unentgeltlich.
Variante B (pauschale Aufwandsentschädigung):
Für die Tätigkeit im Verhinderungsfall erhält die Beauftragte Person eine pauschale Aufwandsentschädigung in Höhe von _ EUR, zahlbar durch die Erb:innen bzw. aus dem Praxisnachlass.

§ 6 Dauer und Beendigung

(1) Die Vereinbarung tritt mit Unterzeichnung in Kraft und gilt bis zu ihrem Widerruf oder bis zur endgültigen Aufgabe der Praxis. 
(2) Beide Parteien können diese Vereinbarung mit einer Frist von vier Wochen schriftlich kündigen. Bereits erteilte Patienten‑Einwilligungen bleiben unberührt; die/der Psychotherapeutin informiert Patientinnen im Falle eines Wechsels der Beauftragten Person.
 
§ 7 Schlussbestimmungen

(1) Änderungen und Ergänzungen dieser Vereinbarung bedürfen der Schriftform.
(2) Sollten einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung unwirksam sein oder werden, bleibt die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen unberührt.

Ort, Datum: _
Unterschrift Psychotherapeut*in: _
Unterschrift Beauftragte Person: _




Anlage: Vorsorgeplan für den Verhinderungsfall
Anlage zur Vereinbarung über die Tätigkeit als beauftragte Person im Verhinderungsfall

Zweck dieses Vorsorgeplans

Dieser Vorsorgeplan konkretisiert die Vereinbarung über die Tätigkeit als beauftragte Person im Verhinderungsfall. Er soll sicherstellen, dass bei einer plötzlichen oder länger andauernden Verhinderung der Praxisinhaberin oder des Praxisinhabers, insbesondere infolge von Krankheit, Unfall, Bewusstlosigkeit oder Tod, eine geordnete und datenschutzgerechte Kommunikation mit den Patientinnen und Patienten erfolgt.

Wichtige Kontakte im Verhinderungsfall
Vertretungsberechtigte oder sonstige Ansprechperson für den Notfall
Name: _
Funktion/Beziehung zur Praxisinhaberin bzw. zum Praxisinhaber: _
Telefon:  _
E-Mail:  _

Ansprechpartnerin/Ansprechpartner für technische Fragen
Name:  _
Telefon:  _
E-Mail:  _

Ansprechpartnerin/Ansprechpartner für Praxisorganisation oder Verwaltung
Name:  _
Telefon:  _
E-Mail:  _

Kassenärztliche Vereinigung Saarland – insoweit vertragspsychotherapeutische Tätigkeit besteht
Zuständige Stelle:  _
Telefon:  _
E-Mail:  _

Psychotherapeutenkammer des Saarlandes
Zuständige Stelle: Geschäftsstelle der Psychotherapeutenkammer des Saarlandes
Telefon:  0681 9545556
E-Mail:  kontakt@ptk-saar.de

Sofortmaßnahmen am ersten Tag

Sobald die beauftragte Person vom Verhinderungsfall Kenntnis erlangt, soll sie die folgenden Schritte in der angegebenen Reihenfolge veranlassen:
Verhinderungsfall klären
Die beauftragte Person klärt zunächst, ob und in welchem Umfang die Praxisinhaberin oder der Praxisinhaber tatsächlich verhindert ist und ob eine Rückkehr in die Praxis absehbar ist. 

Erreichbarkeit der Praxis sicherstellen

Die beauftragte Person veranlasst unverzüglich eine neutrale Abwesenheitsinformation. 
Folgende Kommunikationswege sind zu prüfen und – soweit technisch möglich und freigegeben – anzupassen:
· Anrufbeantworter der Praxis,
· E-Mail-Abwesenheitsnotiz,
· Hinweis an der Praxistür,
· Hinweis auf der Internetseite der Praxis,
· gegebenenfalls Terminbuchungs- oder Kommunikationssystem der Praxis.

Muster für eine neutrale Abwesenheitsinformation

„Die Praxis ist derzeit vorübergehend nicht erreichbar. In dringenden Fällen wenden Sie sich bitte an den ärztlichen Bereitschaftsdienst unter der Telefonnummer 116117 oder bei akuter Gefahr an den Notruf 112. Für organisatorische Fragen erreichen Sie die beauftragte Kontaktperson unter bitte Kontaktdaten ergänzen.“
Der Hinweis ist an die jeweilige Praxissituation anzupassen. Er sollte nicht den Gesundheitszustand der Praxisinhaberin oder des Praxisinhabers offenlegen, sofern hierfür keine Veranlassung besteht.

Praxisräume und Daten sichern

Die beauftragte Person stellt im Rahmen ihrer Möglichkeiten sicher, dass Praxisräume verschlossen bleiben und Unterlagen sowie technische Geräte vor dem Zugriff unbefugter Dritter geschützt sind. 
Sie veranlasst keine eigenständige Durchsicht von Patientenakten.

Kommunikation mit Patientinnen und Patienten

Grundsatz: Eine aktive Kontaktaufnahme zu Patientinnen und Patienten ist nur zulässig, wenn die betreffende Person eine wirksame Einwilligung zur Weitergabe und Nutzung ihrer Kontaktdaten durch die beauftragte Person im Verhinderungsfall erteilt hat.
Die beauftragte Person verwendet hierfür ausschließlich die hierfür vorgesehene, aktuelle Liste der Patientinnen und Patienten mit Einwilligung. 
Sie darf keine weiteren Datenbestände durchsuchen oder eigene Listen anlegen.
Aufbewahrungsort der Liste:  _
Zugriffsweg:  _

Reihenfolge der Kontaktaufnahme

Die beauftragte Person nimmt die Kontaktaufnahme in folgender Reihenfolge vor:
Patientinnen und Patienten mit einem zeitnah vereinbarten Termin,
Patientinnen und Patienten, für die nach den der beauftragten Person zulässig vorliegenden organisatorischen Informationen ein besonderer kurzfristiger Unterstützungsbedarf erkennbar ist,
weitere aktuell in Behandlung befindliche Patientinnen und Patienten mit vorliegender Einwilligung.
Die beauftragte Person nimmt keine Einschätzung des therapeutischen oder medizinischen Bedarfs vor. Bestehen erkennbare akute Gefahrenlagen, ist nach Ziffer 7 zu verfahren.

Kommunikationswege

Die Kontaktaufnahme erfolgt ausschließlich über den von der Patientin oder dem Patienten angegebenen beziehungsweise vereinbarten Kommunikationsweg.
Vorgesehene Kommunikationswege:
Telefon:  _
E-Mail:  _
Briefpost:  _
sonstiger sicherer Kommunikationsweg:  _
Bei Telefonanrufen ist zunächst zurückhaltend vorzugehen. Es sollen keine Informationen über ein Behandlungsverhältnis auf einer Mailbox oder gegenüber anderen Personen hinterlassen werden.

Muster für die telefonische Kontaktaufnahme

„Guten Tag, mein Name ist bitte Name ergänzen. Ich rufe im Auftrag der Praxis bitte Praxisname ergänzen an. Die Praxisinhaberin beziehungsweise der Praxisinhaber ist derzeit verhindert. Ihr vereinbarter Termin am bitte Datum und Uhrzeit ergänzen kann daher leider nicht stattfinden. Wenn Sie möchten, kann ich Ihnen allgemeine Hinweise zu weiteren Kontakt- oder Hilfsmöglichkeiten geben. Bei akuter Gefahr wenden Sie sich bitte an den Notruf 112; außerhalb der üblichen Sprechzeiten kann außerdem der ärztliche Bereitschaftsdienst unter 116117 erreicht werden.“

Weitere Angaben, insbesondere zu Art, Dauer oder Gründen der Verhinderung, dürfen nur gemacht werden, wenn die Praxisinhaberin oder der Praxisinhaber dies ausdrücklich veranlasst hat und die Mitteilung datenschutzrechtlich zulässig ist.

Muster für eine schriftliche Nachricht

„Guten Tag, die Praxis bitte Praxisname ergänzen ist derzeit vorübergehend nicht erreichbar. Ihr Termin am bitte Datum und Uhrzeit ergänzen kann daher leider nicht stattfinden. Für organisatorische Fragen erreichen Sie die beauftragte Kontaktperson unter bitte Kontaktdaten ergänzen. Bei akuter Gefahr wählen Sie bitte den Notruf 112; für dringende medizinische Anliegen steht der ärztliche Bereitschaftsdienst unter 116117 zur Verfügung.“
Die schriftliche Nachricht ist nur über den von der Patientin oder dem Patienten vorgesehenen Kommunikationsweg zu versenden.

Dokumentation der Kontaktaufnahme

Die beauftragte Person dokumentiert ausschließlich organisatorische Angaben:
· Name der kontaktierten Person,
· Datum und Uhrzeit der Kontaktaufnahme,
· gewählter Kommunikationsweg,
· ob ein Kontakt zustande gekommen ist,
· ob ein Termin abgesagt wurde,
· welche allgemeinen Hinweise erteilt wurden.

Therapeutische Inhalte, persönliche Mitteilungen und sonstige sensible Angaben der Patientin oder des Patienten werden nicht dokumentiert. Die Dokumentation ist sicher aufzubewahren und nach Wegfall des Verhinderungsfalls unverzüglich an die Praxisinhaberin oder den Praxisinhaber beziehungsweise an die berechtigte Rechtsnachfolge zu übergeben.

Umgang mit Krisen- und Notfallhinweisen

Die beauftragte Person ist nicht zur Krisenintervention oder psychotherapeutischen Beratung befugt. Werden im Rahmen einer Kontaktaufnahme Hinweise auf eine akute Selbst- oder Fremdgefährdung oder eine sonstige dringende Notlage geäußert, gilt Folgendes:

Bei unmittelbarer Gefahr ist die betroffene Person aufzufordern, unverzüglich den Notruf 112 zu wählen. Soweit die beauftragte Person selbst konkrete Kenntnis von einer akuten Gefahr erlangt und ein sofortiges Tätigwerden erforderlich ist, veranlasst sie die erforderliche Notfallhilfe.

Bei dringendem Unterstützungsbedarf ist auf den ärztlichen Bereitschaftsdienst unter 116117 sowie auf geeignete örtliche Krisen- oder Notdienste hinzuweisen.

Die beauftragte Person gibt keine therapeutischen Handlungsempfehlungen und übernimmt keine Beurteilung einer Gefährdungslage über das hinaus, was für die Veranlassung unmittelbarer Notfallhilfe erforderlich ist.

Ende des Verhinderungsfalls

Sobald die Praxisinhaberin oder der Praxisinhaber die Tätigkeit wieder selbst aufnehmen kann oder eine andere rechtmäßige Organisationslösung eingerichtet ist, endet die Tätigkeit der beauftragten Person nach den Weisungen der Praxisinhaberin oder des Praxisinhabers beziehungsweise der berechtigten Rechtsnachfolge.

Die beauftragte Person hat dann:
· ihr überlassene Kontaktlisten, Notizen und sonstige Unterlagen unverzüglich zurückzugeben oder nach Weisung datenschutzgerecht zu vernichten,
· vorhandene Zugriffsrechte, Schlüssel oder technische Berechtigungen unverzüglich zurückzugeben oder löschen zu lassen,
· keine Kopien von Unterlagen oder Listen zurückzubehalten,
· die Verschwiegenheit über alle bekannt gewordenen Informationen zeitlich unbeschränkt zu wahren.










